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OBERLANDESGERICHT DUSSELDORF IM NAMEN DES
VOLKES

TEILANERKENNTNIS- und SCHLUSSURTEIL

In dem Rechtsstreit

des Verbraucherzentrale Thuringen e.V., vertreten durch den Vorstand, Eugen-Richter-
Stralle 45, 99085 Erfurt,

Klagers,
- Prozessbevollmachtigter: Rechtsanwalt Lenuzza, Blumenstrale 70, 99092 Erfurt -
gegen

die 1N Telecom GmbH, vertreten durch den Geschaftsfuhrer Philipp Hofffmann, Prinzen-
allee 7, 40549 Dusseldorf,

Beklagte,

- Prozessbevollmachtigte:

hat der 20. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Dusseldorf auf die mindliche Verhandlung

vom 04. April 2024 durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht den Richter
am Oberlandesgericht und die Richterin am Oberlandesgericht



fir Recht erkannt:

Der Beklagten wird bei Meidung der gesetzlichen Ordnungsmittel von Ordnungs-
geld bis zu 250.000 € (fur den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden kann,
von Ordnungshaft) oder von Ordnungshaft bis zu 6 Monaten (zu vollstrecken an

ihren Geschaftsfihrern) untersagt,

in Bezug auf Telekommunikationsvertrage mit Verbrauchern die nachfolgenden oder inhaltsglei-

chen Klauseln zu verwenden:

a) ,Esgelten die Allgemeinen Geschiftsbedingungen (abrufbar Gber www.1n.de/agb).”,
b) ,Ich bestétige, die Vertragszusammenfassung und Widerrufsbelehrung fiir meine Unterlagen erhalten
zu haben.”,

zu a), wenn dies geschieht wie in Anlage K 5, zu b), wenn dies geschieht wie in Anlagen K 9-
11.

2.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Klager 288,64 € nebst Zinsen in Hohe von 5
Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit dem 16. August 2023 zu zahlen.

3.

Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

4.

Die Kosten des Rechtsstreits tragen die Beklagte zu 2/3 und der Klager zu 1/3.
5.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar, hinsichtlich des Verbots zu 1.a) jedoch nur
gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 10.000 €. Die Vollstreckung kann hinsicht-
lich der Kostenentscheidung durch Sicherheitsleistung des Vollstreckungsschuld-
ners in Hohe von 110 % des beitreibbaren Betrages abgewendet werden, wenn
nicht der Vollstreckungsglaubiger Sicherheit in Hohe von 110 % des beizutrei-

benden Betrages leistet.

Die Revision wird zugelassen, soweit die Beklagte zu 1.a) verurteilt worden ist.


http://www.1n.de/agb
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Tatbestand:

Die Beklagte, ein Telekommunikationsunternehmen, schrieb im Jahre 2023 eine Vielzahl
von Verbrauchern gemal der nachstehend eingelichteten Anlage K 4 wie folgt an (wobei
es sich— wie sich aus dem Original gemaly Anlagen K9-11 ergibt — um 3 lose Blatter
handelt, bei denen das letzte Blatt auf einer Seite die Vertragszusammenfassung und auf
der anderen Seite die Widerrufsbelehrung enthielt, und das 2. Blatt als Anlage K 5 noch-

mals Ubersandt wurde):
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99510 Apolda

Dilsseldorf, im Jahr 2023

reeonanscicc NN

in unserem Tarif IN DSL 16 kEnnen Sie neben Anrufen in das Festnetz auchtmbugrmzt
kostenfrel Anrufe in die Mobltfunknetze Rihren,

Das bedeutet, dass Sie alie Famillenmitglieder auch auf dem Handy im Pauiﬁéh:ﬂf erreichen
kinnen.

thre Telefonkosten betragen damit dauerhaft 34,99 € pro Monat",

Was muss ich tun?

Sofern Sie sich fiir unser Angebot entscheiden mochten. senden Sie uns bitte das beigefigte
- Formutar innerhalb der nichsten 14 Tage zuriick.

im Anschluss erhalten Sie von uns eine Best3tigung mit der Post.
Wir freuen uns, wenn thnen unser Angebot zusagt.
Freundliche Griie

Jan BShm
Leiter Kundenservice

2 Mnd: P

hein Call-by-Calt

1N Telecom GmbH - Prinzenatlee 7 - 40549 Disseldorf - 0800 7201000 - www.1n.de
MG HRB 87210 Geschaftsiihrer: Philipp Hoffmann - USt-idNr.: DE3Y7099766
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1IN Telecom GmbH
Kundenservice
Prinzenallee 7
40549 Diisseldorf

o R

Vomame: |
Name:
Strae:
Hausnr.: .
PLE:
ore

Ja, ich mbchte von threm Tarif 1N DSL 16 profitieren.
Es geiten die Allgemeinen Geschiftsbedingungen {abrufbar liber www.1n.de/agb).

Ich bestatige, die Vertragszusammenfassung und Widesrufsbelehrung fiir meine Untertagen
erhalten zu haben.

|
Femer kilndige ich hiermit meinen bisherigen Vertrag bei der Telekom und beauftrage t‘ﬁe
Mitahme (Portierung) meiner Rufnummer,

Ort, Datum Unterschrift Sii'S
TR A R AR R

Oleser Barcode dient Fir e ung.

Ok inwelse finden Ste tarter www, 1n.de/d

Anlage_K_4_-_4-seitiges_Schreiben_der_Beklagten_aus_dem_Jahr_2023.pdf

it Avirab | s £k
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Vertragszusammenfassung (fiir thre Unteriagen)
DSL 16

* Diese Vertragszusammenfassung enthilt die Haliptbestandtsile dieses
Dienstieistungsangebots, wie es das EU-Recht! vorschreibt.

*  Sie erleichtert den Vergleich verschiedener Angebote.

» Volistindige Informationen iber die Dienstielstung sind in anderen Dokumetiten erthaiten.

Dienste

» Festnetz-Sprachtelefondienst mit unbegrenzt kusteﬂfreien Anrufen n das demsche Fesmatz
und indie deutschen Mobilfuriknetze

*  Internet-Dienst mit inbegrenzten Daténvolumen -

Geschwindigkeit des Internetdienstes und Abtilfe bei Problemien
e Up:min. 0,7 MBit/s, normal 1,5 MBit/s, max. 2,4 MBit/s
* Down: min. 6,3 MBit/s, normal 8,5 MBit/s, max, 16 MBit/s

I Falle vory eshebl oder regelmasiy ehrenden gen von den a. g, Werteni haben Sie éin Recht
mnimmmamuw % WV S o

Preis

DSL16 3499¢€
pro Monat ’

mmuﬁdmvmvmﬁﬂ(m&vaanmdmwm ; :
wdmbermdmrSum:umszmhﬁuhdthnﬂdemwhszmAbhﬁdn

lichen Preise. Sie miissen einen hiheren Schadensbetrag zahlen, wenn wir einen
. bdharan sdudnwad-nekmsumﬂmnwdsewdgprnfdmbmhhn.mnmmmmwmmmndu
Ubeshaapt kein Schaden eingetreten ist

P

Laufzeit, Verlingerung und Kilndigung
= Laufzeit: 24 Monate

= Verlangerung auf unbestimmte Zeit
= Kindigungsfrist: 1 Monat

Funktionsmerkmale filr Endnutzer mit Behinderungen
Der Betrieb eines Hausnotrufes ist m&glich.

Stand; 24,01 2023

* Artikel 102 Absatz 3 der Richttinie (EU) 201871972 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 Ober den
europdischen Kodex fir die el che Ki (ABL L 321 vom 17.12.2018, 5. 36),

1N Telecom GmbH - Prinzenallee 7 - 40549 Diisseldorf - 0800 7201000 - www.1n.de
AG Idorf HRB B2210 - Geschst Phifipp Heffmann - USt-4dNr.: DEILT099768
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Widerrufsbelehrung

Als Verbraucher steht thnen fiir thren Auftrag ein \Mdenufsrecht im Smne der folgenden
widenufsbelehrung zu:

Widerrufsrecht

Sle haben das Recht, binnen vierzehn Tagen uhne Angabe von Grilnden diesen Vertrag zu
widerrufen. Die Widerrufsfrist betragt vierzehn Tage abdem Tag des Vertragsabschlusses.
Um lhr W'dem.sﬁrecht ausuuuben mﬁssen Sieuns (1N Teiecom GmbH, Kundenservice,

Mﬂderrufsfnmuiarverwenden das ledach nickit vorgesd'u ¢
Wdenufsfrist rel cht esaus, dass Sie,d‘ ie’ Mlteﬂung ﬂber die nusﬁbung des WEderrufsrechts vor

Ablauf der Widerrufsfrist absmdari

Folgen des Widerrufs :

Wenn Sie diesen Vertrag widerr.sfen, haben wir ihnen alle Zahlungen, die wir von thnen erhalten
haben, einschiieBlich der Lieferkosten {mit Ausnahme der Zusitzlichen Kosten, die sich daraus
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, gilnstigste
Standardlieferung gewshit haban), unverziiglich und spitestens binnen vierzehn Tagen ab dem
Taguriickzuzahlén; an dem die Mitteilung iiber hren Widerruf dieses Vertrags bei uns
eingegangenist. Filr diese Riickzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sle bei der
urspriinglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei derin, mit thnen wurde ausdriickiich etwas
anderés vereinbart; in keinem. Falt werden Ihinen wegen dieser Riickzahlung Entgelte berechnet.

Muster-Widerrufsformular
* {Wenn Sie den Vertrag widerrufén wollen, dann fiillef Sie bitte dieses Formular aus und
senden Sle es zuriick.)

An die 1N Telecom GmbH, kundenservice; Prinzenallee 7, 40549 Diisseldorf, Tel.: 0800

7201000, E-Mail: widerraf@in.de:

s Hiermit widerrufe(n) ich/wis (*} den von mlr,’uns (') abgeschlossenen Vertrag ﬁberden Kauf
der folgenden Waren (*)/die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*)

+ Bestellt am (*)/erhalten am (*). y

= Name des/der Verbraucher(s)

»  Anschrift des/der Verbraucter(s)

|« Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteflung auf Papier}

« Datum

(*) Unzutreffendes streichen.

Stand: 24.01.2023

1IN Telecom GmbH - Prinzenallee T - 40549 Diisseldorf - 0800 7201000 - www.1n.de
AG Diisseldorf HRB 32210 - Geschaftsfihrer: Philipp Hoffmann « USt4dnr.: DEI1T099768
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Der Klager, ein gemal § 4 UKIaG eingetragener Verbraucherschutzverband, beanstan-
det verschiedene Klauseln auf dem 2. Blatt als verbraucherschutzwidrig im Sinne des
UKlaG.

Die Klausel
Es gelten die Allgemeinen Geschaftsbedingungen (abrufbar Uber www.1n.de/agb).

fuhre nicht zu einer wirksamen Einbeziehung der AGB der Beklagten in einen Vertrag mit
dem Kunden. Die Beklagte verschaffe dem Kunden nicht die Mdglichkeit, von dem Inhalt
der AGB in zumutbarer Weise Kenntnis zu erlangen (§ 305 Abs. 2 BGB). Unter der an-
gegebenen Adresse erreiche man eine Webseite (Bl. 35 -37), auf der nicht unmittelbar
die AGB zu lesen seien, diese 6ffneten sich vielmehr erst nach Drucken des ,Download®-
Symbols. Die Beklagte schreibe die Verbraucher per Briefpost an; die Kenntnisnahme
von den AGB verlange von den Verbrauchern ein internetfahiges Gerat, in jedem Falle
einen Medienbruch.

Die Klausel

Ich bestatige, die Vertragszusammenfassung und Widerrufsbelehrung fir meine Unterlagen erhalten zu

haben.

verlagere die Beweislast fur das Erfullen der Informationspflichten gemanR §§ 45, 55 TKG
und Art. 246, 246a EGBGB auf die Beklagte, ohne dass die Voraussetzungen des § 309
Nr. 12 Buchstaben b) BGB (gesonderte Unterschriftsleistung) erfullt wirden.

Die Klausel

Ferner kiindige ich hiermit meinen bisherigen Vertrag bei der Telekom und beauftrage die Mithahme (Por-

tierung) meiner Rufnummer.

sei mit § 305¢c BGB nicht vereinbar, weil unklar bleibe, was mit der Kindigungserklarung

geschehen sollte.
Er hat daher zunachst beantragt,

1.
die Beklagte zu verurteilen, es bei Vermeidung eines fur jeden Fall der Zuwiderhand-
lung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft

von bis zu 6 Monaten, oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, diese zu vollstrecken an


http://www.1n.de/agb
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dem Geschaftsfluhrer, zu unterlassen, sofern nicht der Vertrag mit einer Person abge-
schlossen wird, die in Austbung ihrer gewerblichen oder selbstandigen beruflichen

Tatigkeit handelt (Unternehmer),

in Bezug auf Telekommunikationsvertrage die nachfolgenden oder inhaltsgleichen

Klauseln, wie in Anlage K 5 geschehen zu verwenden:

a) Es gelten die Allgemeinen Geschéftsbedingungen (abrufbar Gber www.1n.de/agb).

b) Ich bestatige, die Vertragszusammenfassung und Widerrufsbelehrung fiir meine Unterlagen erhal-
ten zu haben.

c) Ferner kiindige ich hiermit meinen bisherigen Vertrag bei der Telekom und beauftrage die Mit-

nahme (Portierung) meiner Rufnummer.

die Beklagte zu verurteilen, an den Klager 288,64 € nebst Zinsen in Hohe von 5 Pro-

zentpunkten Uber dem Basiszinssatz zu zahlen.

Nachdem in der mundlichen Verhandlung erortert wurde, dass die einzelnen Blatter nicht
fest miteinander verbunden gewesen seien und die fehlende Verbindung sich nicht aus
Anlage K 4 ergebe, hat der Klager den Bezug im Antrag zu 1.b) auf die Anlagen K 9-11

ersetzt.
Die Beklagte hat zunachst beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie verweist darauf, dass der Antrag zu weit gehe; Nichtunternehmer seien nicht mit Ver-
brauchern identisch, abgesehen davon, dass die Formulierung die Beweislast andere.
Zum Antrag zu 1.a) macht die Beklagte geltend, inzwischen sei ein Internetzugang allge-
mein Ublich und daher ein Verweis auf im Internet auffindbare AGB allgemein zumutbar.
Die Vertragszusammenfassung und Widerrufsbelehrung sei mit der Bestatigung fest ver-
bunden gewesen, so dass § 309 Nr. 12 lit. b) BGB nicht einschlagig sei (zum Antrag zu
1.b)). Nachdem die Anlagen K 9-11 in Augenschein genommen wurden und der Klager
den Antrag zu 1.b) geandert hat, hat die Beklagte insoweit den Antrag unter Protest ge-
gen die Kostenlast anerkannt. Was den Antrag zu 1.c) betreffe, gebe der Inhalt das vom
Kunden Gewunschte zutreffend wieder, die Einzelheiten interessierten ihn nicht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zu den Akten

gereichten Schriftsatze verwiesen.


http://www.1n.de/agb
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Entscheidungsgrinde:

Die Klage des unstreitig klagebefugten Klagers hat teilweise Erfolg.
l.

Vorab ist klarzustellen, dass — wie zwischen den Parteien unstreitig ist — es sich bei den

angegriffenen Klauseln um Allgemeine Geschaftsbedingungen der Beklagten handelt.

Der Senat hat den Personenkreis, gegenuber dem die Klauseln nicht verwandt werden
durfen, wie allgemein Ublich als ,Verbraucher” positiv beschrieben. Wie aus dem Schrift-
satz des Klagers vom 04. April 2024 hervorgeht, macht er nicht geltend, dazu sollten auch

nicht gewerblich tatige juristische Personen zahlen.
1. Antrag zu 1.a)
Der Antrag ist begrundet.

a) Klagegegenstand ist lediglich die Frage, ob die Klausel in dem von der Beklagten vor-
formulierten schriftlichen Angebot des Kunden den Anforderungen des § 305 Abs. 2 BGB
genugt oder nicht.

Nicht Gegenstand des Antrages ist, ob die Beklagte, die dieses Angebot als Teil eines
Werbeschreibens an ihre Kunden versendet, damit ihren vorvertraglichen Verpflichtun-
gen zur vorvertraglichen Information (soweit diese Information nur in den AGB enthalten
ist) nach §§ 54, 55 TKG, Art. 246, 246a EGBGB nachkommt. Das ist fraglich, da diese
Informationserteilung nach § 54 Abs. 2 S. 1 TKG ,auf einem dauerhaften Datentrager®
(was eine Webseite nicht ist) bzw. nach Art. 246a § 4 Abs. 3 EGBGB ,in einer der be-
nutzten Fernkommunikationsmitteln angepassten Weise“ zur Verfugung zu stellen ist
(was bei einem Ubersandten Schreiben ein Hinweis auf die Webseite mit der Folge eines
Medienbruchs nicht der Fall ist, vgl. Wendehorst, in Minchner Kommentar, BGB 9. Aufl.,
§ 312d Rn. 86 ff.). Soweit die Beklagte bei der Erorterung im Termin auf Art. 246a § 4
Abs. 3 S. 3 EGBGB verwiesen hat, sei darauf hingewiesen, dass diese Vorschrift nur bei
Fernkommunikationsmitteln mit beschrankter Darstellungsmaoglichkeit gilt (vgl. Wende-
horst, a.a.0.), was hier nicht der Fall ist. Dies ist jedenfalls unmittelbar unerheblich. Eine
etwaige Verletzung der Verpflichtung zur vorvertraglichen Information hat namlich keine
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Auswirkung auf die Frage einer wirksamen Einbeziehung (Fornasier, a.a.0O., § 305 Rn. 4;
Grlineberg, BGB, 83. Aufl., § 305 Rn. 31; § 312d Rn. 4).

b) Nach § 305 Abs. 2 Nr. 2 BGB werden Allgemeine Geschaftsbedingungen nur dann
Bestandteil des Vertrages, wenn der Verwender u.a. der anderen Vertragspartei die Mog-
lichkeit verschafft, in zumutbarer Weise von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen. Dieses
Erfordernis gilt auch dann, wenn — wie hier - der Verwender die andere Vertragspartei
veranlasst hat, ein Angebot mit seinen AGB abzugeben (vgl. Fornaisier, a.a.O., § 305
Rdn. 74). Das ist hier nicht der Fall.

Die Beklagte Ubersendet potentiellen Kunden das Werbeschreiben per Briefpost. Kun-
den, die das von der Beklagten vorformulierte, diese Klausel enthaltende Angebot abge-
ben wollen, mussen dies ebenfalls per Briefpost zuriickschicken. In diesem Fall reicht ein
Hinweis auf im Internet auffindbare AGB nicht aus. Zwar kann bei einer Bestellung eines
Verbrauchers im Internet der Verweis auf dort leicht auffindbare AGB zur Kenntnisver-
schaffung ausreichen (BGH NJW 2006, 2976). Im Vorliegenden Fall stellte dies jedoch
einen Medienbruch dar. Auch wenn teilweise vertreten wird (vgl. Masch, in Staudinger
Ed. 2019, § 305 Rn. 163), ein derartiger Hinweis reiche aus, wenn der Kunde einen pri-
vaten Internetanschluss habe, ist dies jedenfalls hier zu verneinen. Es spricht einiges
daflr, dass bereits der Medienbruch eine Kenntnisnahme unzumutbar erschwert, zumal
dieser unnatig ist; die AGB konnten dem Werbeschreiben ohne Probleme beigefugt wer-
den. Hinzu kommt, dass nicht davon ausgegangen werden kann, dass die angeschrie-
benen Personen Uber ein internetfahiges und an das Internet angeschlossenes Gerat
besitzen. Die angeschriebenen Personen haben zwar bereits einen Festnetzanschluss,
wie sich u.a. aus der Angabe der Telefonnummer ergibt. Es mag auch sein, dass heut-
zutage Telefontarife ohne Internetzugang nicht mehr angeboten werden. Dies besagt je-
doch nichts dazu, dass der potentielle Kunde tatsachlich Zugriff auf ein internetfahiges
Gerat hat. Der beworbene Tarif umfasst zwar ausweislich der Vertragszusammenfassung
auch Internetdienstleistungen, diese werden in der Bewerbung jedoch nicht in den Vor-
dergrund gestellt. Wie aus den Beschwerdeschreiben Uber die Schreiben der Beklagten
hervorgeht, handelt es sich bei den Angeschriebenen auch um altere Personen. Der Zu-
gang zum Internet ist zwar gegenulber friher erheblich selbstverstandlicher geworden,
der Senat halt es aber fur zu weitgehend, daraus die Schlussfolgerung zu ziehen, die
Verkehrskreise ohne Internetzugang verweigerten sich bewusst einer naheliegenden In-

formationsquelle und mussten die sich daraus ergebenden Folgen tragen.
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Soweit die Beklagte auf die Entscheidung des Bundesgerichtshofs GRUR 2009, 1064 —
Geld-zuruck-Garantie Il Rn. 40 verweist, geht dies fehl. Zwar hat das Gericht den Verweis
in einer Fernsehsendung auf eine konkret bezeichnete Webseite zu naheren Einzelheiten
einer Verkaufsforderungsmafinahme fur ausreichend gehalten. Die Frage ist jedoch nun-
mehr in § 5a Abs. 3 UWG dahingehend geklart, dass wegen naherer Einzelheiten nur
dann auf andere Quellen verwiesen werden kann, wenn diese den rdumlichen Rahmen
des gewahlten Kommunikationsmittels sprengen wurden (zur Anwendbarkeit des § 5a
Abs. 3 UWG im Rahmen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 TMG s. Feddersen, in Kohler/Born-
kamm/Feddersen, UWG 41. Aufl., § 5b Rn. 5.56). Lasst das gewahlte Kommunikations-
mittel — wie hier — jedoch eine umfassende Aufklarung zu, ist ein Medienbruch unzulassig
(vgl. Feddersen, a.a.0., § 5a Rn. 3.7-3.12).

Auch der Verweis der Beklagten auf die Entscheidung EuGH NJW 2023, 33 verhilft ihr
nicht zum Erfolg. Zwar hat der EuGH dort den Verweis in einem Schriftstlick auf im Inter-
net auffindbare AGB (einschliellich einer Gerichtsstandsklausel) fir ausreichend erach-

tet; dabei handelte es sich jedoch um einen Vertrag zwischen Unternehmen.

Ob sich dies auch aus einer teleologischen Angleichung des § 305 Abs. 2 BGB an die
Formerfordernisse einer vorvertraglichen Information ergibt (in diese Richtung Wende-
horst, a.a.0., § 312d Rn. 13), kann danach offenbleiben.

2. Antrag zu 1.b)

Der — modifizierte — Antrag ist nunmehr bereits aufgrund des Anerkenntnisses der Be-

klagten zuzusprechen.
3. Antrag zu 1.c)

Der Antrag ist nicht begrindet. Entgegen der Auffassung des Klagers ergibt sich aus der
angegriffenen Klausel hinreichend klar, dass die Beklagte die Kindigungserklarung tber-
mitteln und den technischen Vorgang zur Portierung einleiten soll. Nach § 59 Abs. 1 TKG
(= Art.106 Abs. 6 UA 1 S. 1 RL) erfolgen Anbieterwechsel und Rufnummernmitnahme
unter Leitung des aufnehmenden Anbieters, hier also der Beklagten. Dies erfolgt als Mas-
sengeschaft in einem standardisierten Verfahren Uber Schnittstellen (vgl. § 59 Abs. 8
TKG = Art. 106 Abs. 6 UA 2 RL). Voraussetzung hierflr ist nach § 59 Abs. 1 S. 3 TKG
eine ,vertragliche Vereinbarung des Endnutzers mit dem aufnehmenden Anbieter”, was
Art. 106 Abs. 6 UA 1 S. 2 RL mit ,ausdrucklicher Zustimmung des Endnutzers® (englisch:
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»the end-users’s explicit consent®) umschreibt. Aus der Tatsache, dass die Beklagte zum
nachstmdglichen Zeitpunkt Vertragspartner des Endkunden werden sollte, ergibt sich,
dass die Beklagte zwecks Beendigung des Vertrages mit dem alten Anbieter und Portie-
rung tatig werden sollte, wie dies das Gesetz auch vorsieht.

Die Beklagte musste nicht darlegen, ob sie als Bote oder als Vertreter tatig werden sollte.
Zwar differenziert § 312h BGB zunachst zwischen einer Botenstellung des neuen Ver-
tragspartners (Nr. 1) und einer Vollmachtserteilung (Nr. 2). Daraus kann aber nicht abge-
leitet werden, dass auch das ,aufnehmende Unternehmen® die Rechtskonstruktion genau
mitteilen musste. Ziel des § 312h BGB ist lediglich, in beiden Fallen die Schriftform fur
die Erklarung des Kunden zu seinem Schutze anzuordnen. Die genaue rechtliche Ein-
ordnung ist angesichts der blo3en Einstellung des Vorgangs Uber Schnittstellen und an-
gesichts des vollharmonisierten (Art. 101 Abs. 1 RL) und damit ausreichenden unions-
rechtlichen Erfordernisses der ,ausdricklichen Zustimmung des Endnutzers® auch tber-
flussig. Eine ,ausdrickliche Zustimmung des Endnutzers® liegt hier vor. Entgegen der
Auffassung des Klagers ergeben sich auch keine unterschiedlichen Haftungsfolgen: Der
Kunde ist in beiden Fallen an die dem ,Altunternehmen® zugegangene Willenserklarung
gebunden, auch die Beklagte haftet dem Kunden fir ein etwaiges Fehlverhalten in glei-

cher Weise.

Soweit der Klager in der mundlichen Verhandlung geltend gemacht hat, es bleibe unklar,
wer fiir die Ubersendung der Kiindigung verantwortlich sei, der Kunde oder die Beklagte,
ergibt sich aus der Formulierung ,kundige ich hiermit* in dem an die Beklagte gerichteten

Schreiben, dass die Beklagte tatig werden sollte.
4. Klageantrag zu 2.

Der Klageantrag zu 2. ist nach § 5 UKlaG i.V.m. § 13 Abs. 3 UWG begrundet. Die Tatsa-
che, dass die Abmahnung nur teilweise begrindet war, ist unerheblich. Vorsorglich sei
darauf hingewiesen, dass dies bereits wegen des Erfolges des Antrages zu 1.b) der Fall
ist. Der Klager hat den Verstol3 ordnungsgemalfl abgemahnt, wobei er ihn in tatsachlicher
und rechtlicher Hinsicht zutreffend eingeordnet hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1 ZPO. Soweit die Beklagte den modifizier-
ten Antrag zu 1.b) anerkannt hat, liegen die Voraussetzungen des § 93 ZPO nicht vor.
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Aufgrund der Reaktion der Beklagten auf die Abmahnung musste der Klager davon aus-
gehen, nicht ohne Klageerhebung zu seinem Recht zu kommen. Soweit die Beklagte
darauf abstellt, dass erst aus dem abgeanderten Abtrag die ,nichtfeste" Verbindung der
Bestatigung mit dem Text, dessen Erhalt bestatigt wurde, hervorging, ist darauf hinzu-
weisen, dass die angeblich feste Verbindung in der Erwiderung auf die Abmahnung nicht
erwahnt wurde und die Berufung hierauf in der Klageerwiderung sich als falsch heraus-

gestellt hat, obwohl wusste, wie die von ihr versandten Schreiben gestaltet waren.

Die Entscheidung zur vorlaufigen Vollstreckbarkeit beruht hinsichtlich des Tenors zu 1.b)
auf§ 708 Nr. 1 ZPO, hinsichtlich der Kostenentscheidung auf§ 708 Nr. 10, § 711 ZPO
sowie hinsichtlich des Tenors zu 1.a) auf§ 709 S. 1 ZPO; die Vorschrift des§ 708 Nr. 10
ZPO ist nicht einschlagig, da der Senat nicht als Berufungsgericht entscheidet (vgl. § 6
Abs. 1 S. 3 UKlaG).

Der Senat lasst hinsichtlich des Tenors zu 1.a) die Revision zu. Die Frage, ob heutzutage
der Verweis in papiergebundenen Schreiben an Verbraucher auf im Internet abrufbare
AGB zu deren Einbeziehung ausreichen oder nicht, ist nicht Gegenstand hochstrichterli-
cher Rechtsprechung gewesen. Demgegenuber wirft der Klageantrag zu 1.c) angesichts

der klaren Rechtslage keine klarungsbedurftigen Rechtsfragen auf.

Der Streitwert wird auf 15.000,00 € festgesetzt.



	OBERLANDESGERICHT DÜSSELDORF IM NAMEN DES VOLKES
	TEILANERKENNTNIS- und SCHLUSSURTEIL

